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E . Pfändung der Hypothekenforderung im Wege

der Zwangsvollſtreckung .

Die Pfändung der durch Briefhypothek geſicherten

Forderung kann auch im Wege der Zwangsvollſtreckung

erfolgen . Mein Schuldner Klemm iſt z. B . zur Zahlung
von 250 Mk . verurteilt ; ich habe alſo einen vollſtreckbaren
Titel gegen denſelben . Auf Grund dieſes vollſtreckbaren

„ Titels kann ich die durch Briefhypothek geſicherte Forder⸗

ung , welche meinem Schuldner gegen den Herrn Schwer

zuſteht , durch das Gericht und zwar durch das zuſtändige

Amtsgericht pfänden laſſen .
Das Amtsgericht in ſeiner Eigenſchaft als Vollſtreck⸗

ungsgericht erläßt den Pfändungsbeſchluß . Zur Pfändung
einer Forderung , für welche eine Briefhypothek beſteht , iſt
nun aber außer dem Pfändungsbeſchluß auch die Ueber⸗

gabe des Hypothekenbriefes an den pfändenden Gläubiger

erforderlich . Gibt der Schuldner den Brief nicht freiwillig

her , ſo wird ihm der Brief durch den Gerichtsvollzieher

weggenommen . Die Uebergabe gilt als erfolgt , wenn der

Gerichtsvollzieher den Brief zum Zwecke der Ablieferung
an den Gläubiger wegnimmt . Die Eintragung der Pfändung
im Grundbuch iſt in dieſem Falle nicht notwendig , ſie kann

aber auf Antrag des Gläubigers zum Zwecke der Berichtig⸗

ung des Grundbuchs erfolgen . § 830 C. ⸗P. ⸗O. , § 570 ff.
G. ⸗B . ⸗D . ⸗W.

F . Widerſpruch zwiſchen Grundbuch und

Hypothekenbrief .

Oben wurde erwähnt , daß der Erwerber der hypo⸗

thekariſch geſicherten Forderung ſich auf die Eintragung im

Grundbuch verlaſſen kann . Kann ſich nun aber der

Erwerber der Forderung auch auf den Hypothekenbrief
verlaſſen ?

Wenn der Hyppothekenbrief nicht übereinſtimmt mit

dem Grundbuch z. B . weil der Inhalt des Grundbuchs

aus Verſehen unrichtig in den Brief übertragen wurde ,

was iſt dann maßgebend für den Erwerber der Hppothek ,
der Inhalt des Grundbuchs oder derjenige des Briefs ?

Z. B . nach dem Inhalte des Grundbuchs iſt das

Grundſtück belaſtet für eine Forderung von 2000 Mk. , aus

Irrtum wurde jedoch im Brief eine Forderung von 3000

Mk angegeben .
In dieſem Falle hat der Erwerber der Hypothek nur

eine ſolche für eine Forderung von 2000 Mk . erhalten , ob⸗

gleich in ſeinem Brief 3000 Mk . angegeben ſind . Denn

für den Beſtand der Hypothek iſt allein das Grundbuch
maßgebend .

Iſt dem Erwerber durch den erwähnten Irrtum ein

Schaden erwachſen , ſo haftet beim ſtaatlichen Grundbuchamt
der Staat , beim Gemeindegrundbuchamt die Gemeinde .

§ 83 ff. G. ⸗B . ⸗D . ⸗W.

Damit nun nicht nachträglich der Hypothekenbrief und

das Grundbuch in Widerſpruch geraten , ſondern ſtets in

Uebereinſtimmung mit einander bleiben , darf 1) grundſätzlich
eine Eintragung irgend welcher Art bei der Briefhypothek
( das heißt in der dritten Abteilung des Grundbuchs ) nur

erfolgen , wenn der Brief dem Grundbuchamt vorgelegt
wird und 2) ſind alle Eintragungen , die im Grundbuch bei

der Hypothek erfolgen , z. B . Erhöhung des Zinsſatzes ,
Aenderung des Ranges , vom Grundbuchamt von amts⸗

wegen ( alſo ohne Antrag ) auf dem Brief zu vermerken .

§§ 42 , 62 G. ⸗B. ⸗O, , § 498 G. ⸗B . ⸗D . ⸗W.

Deshalb und wegen der Schadenserſatzpflicht des

Staats bezw . der Städte wird ſich auch der erwerbende

Gläubiger in der Regel ruhig auf den Hypothekenbrief
beim Erwerb der Hypothekenforderung verlaſſen können ,

ohne vorher das Grundbuch einzuſehen .
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Ein Widerſpruch zwiſchen Grundbuch und Brief kann

auch dadurch herbeigeführt werden , daß insbeſondere ein

(nicht amtlicher ) Vermerk auf den Brief gemacht wird , aus

dem die Unrichtigkeit des Grundbuchs ſich ergibt z B . auf

dem Briefe iſt eine Quittung über die Bezahlung eines

Teiles der Forderung enthalten . Der Erwerber der Hypo⸗

thek erſieht aus dieſem Vermerk , daß die Hypothek nicht

mehr für die ganze Forderung dem bisherigen Gläubiger

zuſtand , ſondern für den bezahlten Teil der Forderung

Eigentümerhypothek geworden iſt . In dieſem Fall kann

der Erwerber der Hypothek ſich nicht auf das Grundbuch

berufen , d. h. er kann nicht die Hypothek für die ganze

Forderung in Anſpruch nehmen , wenn auch die Eigentümer⸗

hypothek für den gezahlten Teilbetrag noch nicht im Grund⸗

buch eingetragen iſt . Der Erwerber der Hypothek kann

ſchon aus dem erwähnten Quittungsvermerk erſehen , daß

das Grundbuch unrichtig iſt . Der Hypothekenbrief , d. h.

der Vermerk auf denſelben zerſtört in dieſem Fall den

öffentlichen Glauben des Grundbuchs . § 1140 B. ⸗G. B. ,

§ 8 497 , 498 G. ⸗B . ⸗D . ⸗W Vergl . noch §S 1145 B. ⸗G. ⸗B .

G. Abhandenkommen des Hypothekenbriefs .

Kraftloserklärung desſelben .

Schon aus der bisherigen Darſtellung iſt erſichtlich , wie

wichtig für den Gläubiger der Beſitz des Hypotheken⸗

briefes iſt . Dazu kommt noch §S 1160 B. ⸗G. ⸗B. , welcher

beſagt :

„ Der Geltendmachung der Hypothek kann wider⸗

ſprochen werden , wenn der Gläubiger nicht den Brief

vorlegt ; iſt der Gläubiger nicht im Grundbuch einge⸗

tragen , ſo ſind auch die im § 1155 bezeichneten Ur⸗

kunden vorzulegen .

Eine dem Eigentümer gegenüber erfolgte Kündig⸗

ung oder Mahnung iſt unwirkſam , wenn der Gläubiger
die nach Abſ. 1 erforderlichen Urkunden nicht vorlegt
und der Eigentümer die Kündigung oder die Mahnung
aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt . “

Mit Rückſicht hierauf iſt häufig in den Darlehenszu⸗

ſagen beſtimmt , daß der Darlehensempfänger auf Vorlegung
des Hypothekenbriefes bei Mahnung und Kündigung der

Darlehensforderung verzichten müſſe . Es ſei jedoch bemerkt ,

daß ſich ſchon Gerichte gegen die Giltigkeit einer ſolchen

Beſtimmung ausgeſprochen haben .

Iſt der Hypothekenbrief abhanden gekommen oder

vernichtet , ſo kann er im Wege des Aufgebotsver⸗

fahrens für kraftlos erklärt werden . Zuſtändig für das

Aufgebotsverfahren iſt das Amtsgericht , in deſſen Bezirk
das belaſtete Grundſtück gelegen iſt §§ 947 , 1003 —1024

C. ⸗P. ⸗O. , §S 502 G . ⸗B⸗D . ⸗W.

Wird ſodann dem Grundbuchamt das Ausſchlußurteil
des Gerichts vorgelegt , ſo hat das Grundbuchamt einem

Antrag des Berechtigten auf Erteilung eines neuen

Briefes ſtattzugeben . Berechtigt kann der Gläubiger —

oder bei der Eigentümer⸗Hypothek — der Eigentümer ſein .

§S 502 Abſ. 4 G. ⸗B. ⸗D. ⸗W̃

Wird der Hypothekenbrief dem Grundbuchamt

vorgelegt , ſo iſt dem Antrag des Berechtigten auf Aus⸗

ſtellung eines neuen Briefes unter allen Umſtänden ſtatt⸗

zugeben . §S 67 G⸗B . ⸗O . Eine Erneuerung des Briefes
wird hauptſächlich geboten ſein , wenn der alte Brief be⸗

ſchädigt , verunreinigt worden oder durch die beigeſetzten Ver⸗

merke unüberſichtlich geworden iſt . §§ 503 , 504 G. ⸗B . ⸗D . ⸗W.

H. Teilhypothekenbrief .

Wird die Hypothekenforderung geteilt , z. B . um einen

Teil derſelben abzutreten , ſo kann der Gläubiger bean⸗

tragen , daß für jeden Teil der Forderung ein Teilhypo⸗

thekenbrief hergeſtellt wird ; die Zuſtimmung des Eigen⸗
tümers des Grundſtücks hierzu iſt nicht erforderlich . § 1152
B. ⸗G. ⸗B .

Zur Herſtellung der Teilhypothekenbriefe iſt nicht allein

das Grundbuchamt zuſtändig , ſondern auch jeder Notar und

jedes Gericht und zwar hinſichtlich der im Großherzogtum
Baden gelegenen Grundſtücke jedes Amtsgericht . § 61 G. ⸗

B. ⸗O. , §S 16 G. ⸗B. ⸗A. ⸗G. , §§ 492 ff. G. ⸗B . ⸗D . ⸗W.

Verwieſen ſei ferner auch auf §S 1145 B⸗G . ⸗B .

Ein Beiſpiel für einen Teilhypothekenbrief enthält das

amtliche Muſter 54 .

§ 22 . Die Buchhypothek .

Die Buchhypothek iſt diejenige Verkehrshypothek , für

welche die Erteilung eines Briefes ausdrücklich ausge⸗

ſchloſſen iſt .

Die wichtigſten Beſtimmungen über die Buchhypothek
ergeben ſich ſchon aus der bisherigen Darſtellung .

Hervorzuheben iſt hier nur noch die Form der Ab—⸗

tretung und Verpfändung der Buchhypothek .

Zur Abtretung einer Forderung bedarf es im Allge⸗
meinen keiner beſonderen Form . Schon mit dem Abſchluß
des Vertrages über die Abtretung ( Zeſſion ) tritt der neue

Gläubiger an die Stelle des alten . Eine notarielle Urkunde

über die Abtretung iſt nicht erforderlich . Ja die Abtretung
kann auch ganz formlos , alſo z. B. mündlich geſchehen .
§ 398 ff. B. ⸗G. ⸗B . Damit jedoch der Schuldner nicht an

den bisherigen Gläubiger bezahle , iſt dem Schuldner die

Abtretung bekannt zu machen . Auch dieſe Bekanntmachung
iſt nicht , wie bisher , an eine beſtimmte Form gebunden ;
ſie braucht alſo insbeſondere nicht mehr durch einen Notar

zu erfolgen .

Iſt dagegen die Forderung durch eine Hypothek (ſei
es nun eine Briefhypothek , Buchhypothek oder Sicherungs⸗

hypothek ) geſichert , ſo iſt für die Abtretung der Forderung
eine beſtimmte Form vorgeſchrieben .

Die Formvorſchriften für die Abtretung einer durch

Briefhypothek geſicherten Forderung wurden bereits im

§ 21 dargeſtellt .



Für die Abtretung einer durch Buchhypothek

geſicherten Forderung bedarf es 1) der Einigun g zwiſchen
dem bisherigen Gläubiger ( Zedent ) und dem Erwerber der

Forderung ( Zeſſionar ) ſowie 2) der Eintragung der

Abtretung im Grundbuch .

Die Einigung kann formlos , alſo auch mündlich er⸗

folgen.
Zur Eintragung im Grundbuch iſt jedoch nicht der

Nachweis der getroffenen Einigung ( alſo des Abtretungs⸗

vertrags ) erforderlich , ſondern es iſt dem Grundbuchamt

lediglich die Eintragungsbewilligung des bisherigen
Gläubigers nachzuweiſen .

Die Eintragungsbewilligung muß die Form des § 29

G. ⸗B . ⸗O. haben l (öffentliche Urkunde , öffentlich beglaubigte
Urkunde oder Protokoll des Grundbuchamts ) .

Die bloße Abtretungserklärung , auch wenn ſie
den Formvorſchriften des §S 29 G. ⸗B . ⸗O. entſpricht , genügt

alſo nicht , wie bei der Abtretung einer Briefhypothek . Es

muß vielmehr der bisherige Gläubiger ausdrücklich die Ein⸗

tragung der Abtretung in das Grundbuch bewilligen .

Erſt mit der darauf folgenden Eintragung der

Abtretung in das Grundbuch geht die Forder⸗

ung rechtsgiltig auf den neuen Gläubiger
über Ohne Eintragung der Abtretung kann ein Ueber⸗

gang der durch Buchhypothek geſicherten Forderung auf
den neuen Gläubiger nicht erfolgen . Wenn alſo auch der

Abtretungsvertrag abgeſchloſſen iſt , ſo können trotzdem die

Gläubiger des bisherigen Inhabers der Forderung dieſelbe

noch pfänden laſſen , weil eben eine Abtretung der durch

Buchhypothek geſicherten Forderung erſt mit der Eintragung
ins Grundbuch erfolgt . § 1153 , 1154 B⸗G. ⸗B. , §S 507

G. ⸗B . ⸗D . ⸗W.

Iſt die Eintragungsbewilligung in giltiger Form er⸗

teilt , ſo kann der Antrag auf Eintragung der Abtretung
vom bisherigen oder neuen Gläubiger geſtellt werden und

zwar ohne beſondere Form , alſo einfach ſchriftlich ohne

Unterſchriftsbeglaubigung . Stellt der neue Gläubiger den

Eintragungsantrag , ſo mußer ſelbſtverſtändlich die Ein⸗

tragungsbewilligung dem Grundbuchamt vorlegen .

Aehnlich verhält es ſich mit der Verpfändung einer

durch Buchhypothek geſicherten Forderung . Erforderlich

hierzu iſt 1) die Einigung zwiſchen dem Gläubiger (d.
i . dem Inhaber der Buchhypothek ) und demjenigen , zu

deſſen Gunſten die Verpfändung erfolgen ſoll , 2) die

Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch . Die

Einigung iſt auch giltig , wenn ſie mündlich erfolgt . Dem

Grundbuchamt iſt jedoch nicht die Einigung , ſondern ledig⸗

lich die Eintragungsbewilligung der Verpfändung

nachzuweiſen . Außerdem iſt erforderlich ein Antrag auf

Eintragung der Verpfändung .

Anders als bei der Briefhypothek kann alſo eine rechts⸗

giltige Verpfändung der durch Buchhypothek geſicherten

Forderung außerhalb des Grundbuchs nicht vor ſich gehen .

Ohne Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch iſt
die Verpfändung völlig wirkungslos . § 518 G⸗B . ⸗D . ⸗W.

Soll die Pfändung der durch Buchhypothek geſicherten

Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung , alſo

auf Grund eines vollſtreckbaren Titels z B . eines Urteils ,

eines Vollſtreckungsbefehles ete . durch das Vollſtreckungs⸗

gericht ( Amtsgericht ) erfolgen , ſo iſt ebenfalls die Eintrag⸗

ung der Pfändung ins Grundbuch erforderlich ; die Ein⸗

tragung erfolgt in dieſem Falle auf Grund des Pfändungs⸗

beſchluſſes . § 830 C. ⸗P. ⸗O. , §§ 570 ff. G. ⸗B . ⸗D . ⸗W.

§ 23 . Die Sicherungshypothek .

Für die Abtretung der durch Sicherungshypothek

geſicherten Forderung ſowie für die Verpfändung der⸗

ſelben durch Vertrag und für die Pfändung im Wege
der Zwangsvollſtreckung gelten die gleichen Grundſätze ,

wie ſie eben für die Buchhypothek dargeſtellt wurden .

Die Abtretung wird jedoch , wenn es ſich um eine

Sicherungshypothek handelt , dem Schuldner gegenüber erſt

wirkſam , wenn er Kenntnis von derſelben erlangt hat .

88 512 , 518 , 570 ff. G . B . D . W .

Alfeh auch hier keine Abtrerang ,

Verpfändung , keine Pfändung ohne Eintrag⸗

ung ins Grundbuch .

Es ſteht im Allgemeinen im Belieben der Beteiligten ,

welche Pfandrechtsform ( Briefhypothek , Buchhypothek oder

Sicherungshypothek ) ſie wählen wollen .

In einigen Fällen läßt jedoch das Geſetz nur eine

Sicherungshypothek zu . Von dieſen erwähne ich hier nur

den Fall der

Höchſtbetragshypothek ( Maximalhypothek ) .

Wenn z. B. von einer Bank ein Kredit auf laufende

Rechnung gewährt wird , ſo kann eine Hypothek für eine

Forderung von beſtimmtem Betrage nicht beſtellt werden ;

denn eine ſolche Forderung liegt nicht vor . Die Forderung
der Bank wird vielmehr immer in ihrer Höhe ſich ändern ,

je nachdem der Kredit in Anſpruch genommen wird . Oder

eine Bank verlangt von ihrem Kaſſier hypothekariſche

Sicherheit für ein etwaiges Kaſſenmanko . In ſolchen

Fällen kann Sicherheit gewährt werden für einen beſtimm⸗
ten Höchſtbetrag Wird die Sicherheit durch Grund⸗

ſtücksverpfändung geleiſtet , ſo redet man von einer Höchſt⸗

betragshypothek . Das Eigentümliche derſelben beſteht

alſo darin , daß die Sicherheit nicht für eine Forderung
oder einzelne Forderungen von bereits beſtimmtem Betrage ,

ſondern für alle aus beſtehenden oder künftigen Schuldver⸗

hältniſſen zwiſchen gewiſſen Perſonen bereits erwachſenen
oder künftig erwachſenden Forderungen gewährt wird .

§ 509 G. ⸗B . ⸗D . ⸗W. § 1190 B. ⸗G. ⸗B .

Eine ſolche Höchſtbetragshypothek kann ( weil ſie eben

nur zur Sicherung und nicht für den Verkehr beſtimmt iſt )

nur als Sicherungshypothek beſtellt werden . Ja ſie gilt
als Sicherungshypothek , auch wenn ſie im Grundbuche nicht

als ſolche bezeichnet iſt .
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Im Grundbuch wird ſie eingetragen als , Sicherungs⸗

hypothek für den Höchſtbetrag von . . Märk⸗s

Zu beachten iſt dabei für den Kreditgeber , daß das

verpfändete Grundſtück nur für den Höchſtbetrag haftet ,

nicht etwa auch für die Zinſen aus dem Höchſtbetrag .

Die Eintragung von Zinſen neben dem Höchſtbetrag iſt

unzuläſſig . Will der Kreditgeber auch noch geſichert

ſein für die etwaigen Zinſen , die aus dem Höchſtbetrage,
bis zu welchem der Kredit gewährt iſt , zu bezahlen ſein

werden , ſo muß er eben die Eintragung eines entſprechen⸗

den höheren Betrages ſich vom Kreditnehmer bewilligen

laſſen . Iſt z. B . ein Kredit bis zu 10 000 Mk . gewährt ,

ſo werden , wenn der Kreditgeber auch für die Zinſen aus

dieſem Höchſtbetrage Sicherheit haben will , etwa 10 500

oder 11000 Mk . als Höchſtbetrage in das Grundbuch

einzutragen ſein .

§ 24 . Sicherungshypothek auf Erſuchen einer

Behörde .

In gewiſſen Fällen wird die Eintragungsbewilligung

erſetzt durch das Erſuchen eines Gerichts oder einer anderen

Behörde . Dabei findet eine Mitwirkung des Eigentümers

nicht ſtatt Die Hypothek kann in dieſen Fällen nur als

Sicherungshypothek eingetragen werden ; ſie entſteht

erſt mit der Eintragung , vorher iſt ſie nicht vorhanden .

Ich erwähne hier folgende Fälle :

J. Sicherungshypothek auf Erſuchen des

Vormundſchaftsgerichts . ( Mündelpfandrecht . )

Das Vormundſchaftsgericht ( Amtsgericht ) kann aus

beſonderen Gründen den Vormund anhalten , für das ſeiner

Verwaltung unterliegende Vermögen Sicherheit zu leiſten .

Die Art und den Umfang der Sicherheitsleiſtung beſtimmt

das Vormundſchaftsgericht nach ſeinem Ermeſſen . § 1844

B. ⸗G. ⸗B .

Auf welche Weiſe Sicherheit geleiſtet werden kann ,

beſtimmen im Allgemeinen die §s 232 ff. B . G . B .

Liegen nach dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts
die Vorausſetzungen vor , unter denen der Vormund zur

Sicherheitsleiſtung angehalten werden kann , ſo iſt das Ge⸗

richt befugt , das Grundbuchamt um die Eintragung einer

Sicherungshypothek an Grundſtücken des Vormunds zu er⸗

ſuchen . Der Vormund ſoll , ſoweit thunlich , vorher gehört
werden . § 54 des Reichsgeſ . über die Angelegenheiten der

freiwilligen Gerichtsbarkeit .

Nicht mehr in der Regel wie bisher , ſoll das ſogen .

Mündelpfandrecht eingetragen werden , ſondern nur ganz

ausnahmsweiſe , weil eben durch die Vorſchriften über die

Anlegung des Mündelvermögens ſowie über die Verwaltung

desſelben in der Regel ſchon hinreichend Fürſorge für die

Sicherheit des Mündelvermögens getroffen iſt .

Der Vormund kann das Amt von vornherein ablehnen

oder Entlaſſung verlangen , wenn er zur Sicherheitsleiſtung

II . Der Fiskus , eine Körperſchaft , Stiftung oder An⸗

ſtalt des öffentlichen Rechts oder eine unter Verwaltung
einer öffentlichen Behörde ſtehende Stiftung ſind berechtigt ,

zur Sicherung ihrer Forderung aus dem Dienſtverhältnis
ihrer rechnungspflichtigten Einnehmer und Verwalter die

Eintragung einer Sicherungshypothek zu verlangen . Die

Eintragung erfolgt auf Erſuchen der zu ihrer Rechtsver⸗

tretung zuſtändigen Behörden . A. ⸗G. z. B . ⸗G. B . Art . 6 ,

§ 511 G. B. ⸗D. ⸗W .

Das Erſuchen des Gemeinderats an das Grundbuchamt

kann z. B . folgendermaßen lauten :

„ An das Grundbuchamt dahier .

Laut anliegender Beſcheinigung des Großh . Be⸗

zirksamts Wiesloch vom 2. April 1905 iſt Kaufmann

Philipp Blümmel als Rechner der Gemeinde Leimen

verpflichtet worden .

Der unterzeichnete Gemeinderat als Vertreter der

Gemeinde Leimen erſucht hiermit das Grundbuchamt ,

zur Sicherung etwaiger Forderungen der Gemeinde
aus dieſem Dienſtverhältnis eine Sicherungshypothek

für den Höchſtbetrag von 1500 Mk . auf das dem ge⸗

nannten Rechner gehörige Grundſtück ( Bezeichnung )

einzutragen .

( Siegel )

( amtliches Muſter 62 )

III . Wenn eine zur Erfüllung von Gemeinde⸗

zwecken ausgeführte Einrichtung oder Anlage durch

ihre Herſtellung einzelnen Grundſtücken oder abgegrenzten

Teilen des Gemeindebezirks in hervorragendem Maaße

beſonderen Nutzen bietet , kann die Gemeinde die Eigentümer

der in Frage kommenden Grundſtücke zur Deckung eines

entſprechenden Teiles der Herſtellungs⸗ und Verwaltungs⸗

koſten beiziehen . Für dieſe Forderung , ſowie auch zugunſten

ihrer Erſatzanſprüche auf Grund des Ortsſtraßengeſetzes
für Straßenherſtellungskoſten darf die Gemeinde

die Eintragung einer Sicherungshypothek an den betreffen⸗

den Grundſtücken der Schuldner verlangen . Die Eintragung

erfolgt auf Erſuchen des Bezirksamts .

Städteordnung und Gemeindeordnung §S 73 in der

Faſſung des A. ⸗G. z. B . ⸗G . B . Art . 31 .

§ 511 Ziffer 6 G. ⸗B. ⸗D. ⸗W.

IW. Wegen des Koſtenaufwandes für ein Feldbe⸗

reinigungsunternehmen und der hiefür einzutragenden

Sicherungshypotheken , ſiehe Feldbereinigungsgeſetz Art .

237 in der Faſſung des A. ⸗G. z. B. ⸗G. ⸗B . Art . 30 , ferner

§ 511 Ziffer 5 G. ⸗B. ⸗D. ⸗W.

§ 25 . Verweiſung und Abtretung von

Liegenſchaftskaufſchillingen .

Wurde unter der Herrſchaft des badiſchen Landrechts eine

Liegenſchaft verkauft , ſo genoß der Verkäufer kraft Ge⸗

ſetzes ( alſo ohne beſondere Vereinbarung ) für den nichtbe⸗

Der Gemeinderat . “

angehalten wird . §s 1786 Ziffer 6, 1886 B. ⸗G. ⸗B. zahlten Kaufſchilling ein Vorzugsrecht .
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Sehr häufig wurde ſchon in dem Kaufvertrag beſtimmt ,

daß der Kaufpreis an die Sparkaſſe X zu bezahlen ſei.

Nahm die Sparkaſſe alsdann dieſe Verweiſung an , ſo war

ſie ohne Weiteres für den Liegenſchaftskaufſchilling geſichert .

Nach dem B. ⸗G. B . gibt es nun ein geſetzliches Pfand⸗

recht für den Liegenſchaftskaufſchilling nicht mehr . Soll

der Kaufſchilling pfandrechtlich geſichert werden , ſo müſſen

die Parteien eine ſolche Sicherung beſonders vereinbaren

und zwar am beſten im Kaufvertrag .

Will nun der Verkäufer die Kaufpreisforderung ver⸗

kaufen , z. B . an die Sparkaſſe , um ſofort Baargeld zu be⸗

kommen , ſo wird er ſich ſchon vor dem Abſchluß des

Kaufvertrages zur Sparkaſſe begeben und bei derſelben ſich

erkundigen , unter welchen Bedingungen ſie den Liegenſchafts⸗

kaufſchilling übernehme ; insbeſondere wird er ſich befragen ,

welche Art pfandrechtlicher Sicherung die Sparkaſſe für

den Kaufſchillung haben will . Manche Sparkaſſen über⸗

nehmen nämlich nur Forderungen , welche durch Brief⸗

hypothek geſichert ſind . Auch ſchreiben manche die Beding⸗

ungen für die Forderungen vor , welche ſie übernehmen .

Hat nun der Eigentümer des zu verkaufenden Grund⸗

ſtücks die erforderliche Auskunft von der Sparkaſſe erhalten ,

ſo kann er den Kauvertrag abſchließen . Bekanntlich iſt

jedoch nach dem B. ⸗G. ⸗B . der Kaufvertrag über ein Grund⸗

ſtück nur giltig , wenn er vor einem Notar oder demjenigen

Grundbuchhilfsbeamten ( Ratſchreiber ) geſchloſſen wird , zu

deſſen Grundbuchamtsbezirk das Grundſtück gehört . Dem

Notar bezw . dem Grundbuchshilfsbeamten wird ſodann der

Verkäufer mitteilen , unter welchen Bedingungen die Spar⸗

kaſſe den Kaufvertrag abgeſchloſſen haben möchte , damit im

Kaufvertrage bezüglich der Kaufpreisforderung die von der

Sparkaſſe gewünſchten Bedingungen Berückſichtigung finden .

In dem Kaufvertrag kann dann ( wie früher ) bedungen

werden , daß der Kaufpreis an die Sparkaſſe X zu bezahlen

ſei , und ferner kann auch bedungen werden , daß die für

den Kaufpreis zu beſtellende Hypothek ( Briefhypothek ,

Buchhypothek oder Sich herungshypothek , je nach dem Ver⸗

langen der Sparkaſſe ) unmittelbar für die Sparkaſſe beſtellt
werden ſoll . Im Grundbuch wird ſodann für die Kauf⸗

preishypothek nicht der Verkäufer , ſondern die Sparkaſſe

als Gläubiger eingetragen .
Soll jedoch eine Briefhypothek oder eine Buchhypothek

für den Kaufpreis beſtellt werden , ſo iſt der Grundbuch⸗

hilfsbeamte zur Beurkundung der Eintragungsbewilligung
nicht befugt . In ſolchen Fällen wende man ſich daher

wegen Beurkundung des Kaufvertrages an den Notar .
Nur wenn eine Sicherungshypothek beſtellt werden ſoll , iſt

auch der Grundbuchhilfsbeamte zur Beurkundung der Ein⸗

tragungsbewilligung zuſtändig . ( Siehe oben § 6 S . 327. )

Iſt die Hypothek (Brief⸗, Buch⸗ oder Sicherungshypo⸗

thek ) unmittelbar für die Sparkaſſe eingetragen , ſo ſind

weitere Formalitäten wegen Abtretung des Kaufſchillings
Es genügt dann eine gewöhnliche ( form⸗

loſe ) Vereinbarung (ſchriftlich oder mündlich) zwiſchen dem

Verkäufer und der Sparkaſſe über die Abtretung der

Kaufpreisforderung und die Bezahlung des Uebernahms⸗

preiſes . Dieſe Vereinbarung kann jedoch auch ſchon vor

Abſchluß des Liegenſchaftskaufvertrages getroffen werden .

Läßt der Liegenſchaftsverkäufer die Sparkaſſe als

Gläubigerin der Kaufpreishypothek eintragen , bevor er ſich

mit der Sparkaſſe ins Benehmen geſetzt hat wegen Ueber⸗

nahme derſelben , ſo kann er nachträglich Schwierigkeiten

verſchiedener Art und Koſten dazu bekommen , wenn die

Sparkaſſe erklärt , daß ſie die Forderung nicht oder nicht

unter den im Kaufvertrag feſtgeſetzten Bedingungen über⸗

nehme .
Bedingt ſich der Verkäufer in dem Kaufvertrage aus ,

daß der Kaufſchilling an ihn zu bezahlen ſei und läßt er

infolge deſſen auch ſich ſelbſt als Hypothekengläubiger in

das Grundbuch eintragen , ſo kann er die hypothekariſch ge⸗

ſicherte Kaufpreisforderung ebenfalls an die Sparkaſſe ab⸗

treten . Allein alsdann müſſen , je nachdem es ſich um eine

Brief⸗, Buch⸗ oder Sicherungshypothek handelt , die Vor⸗

ſchriften über die Abtretung beobachtet werden , welche oben
in den §§ 21 , 22 , 23 dargeſtellt ſind . Hierdurch Wüife
wiederum Koſten .

Iſt der Kaufſchilling durch eine Sicherungshypothek
geſichert , ſo verlangen manche Sparkaſſen , daß die Sicher⸗
ungshypothek zugleich in eine Briefhypothek umgewandelt

werde , weil manche Kaſſen nur Briefhypotheken annehmen .

Eine ſolche Umwandlung iſt , wie oben in §S 5 S . 325 er⸗

wähnt , zuläſſig . Hierdurch entſtehen wiederum Koſten .

Alle dieſe Koſten können vermieden werden , wenn der

Liegenſchaftsverkäufer , der von vornherein beabfichtigt, ſeine

Kaufpreisforderung an die Sparkaſſe zu verkaufen , ſich mit

derſelben ins Benehmen ſetzt und den eingangs ytl
Weg einſchlägt .

§ 26 . Die Zwangs hypothek .

Die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück erfolgt nach

S 866 C. ⸗P. ⸗O. durch Eintragung einer Sicherungshypothek

für die Forderung , durch Zwangsverſteigerung und

Zwangsverwaltung .
Der Gläubiger kann verlangen , daß eine dieſer Maß⸗

regeln allein oder neben den übrigen ausgeführt wird .

Ich behandle hier nur die ſogen . Zwangshypothek (d.
i . die Zwangsvollſtreckung durch Eintragung einer Sicher⸗

ungshypothek ) .
Die Zwangshypothek entſpricht unſerm bisherigen

richterlichen Unterpfand , ſie iſt jedoch in mehrfacher Bezieh⸗

ung von demſelben verſchieden .
Vor allem iſt zu beachten , daß die Gihtenge der

ſogen . Zwangshypothek vom Geſetz als ein Akt der

Zwangsvollſtreckung angeſehen wird . Die Zwangs⸗

hypothek iſt deshalb nicht im Bürgerl . Geſetzbuch , ſondern
in der Civil⸗Prozeß⸗Ordnung behandelt und zwar im Sten

Buche derſelben , welches die Vorſchriften über die Zwangs⸗

vollſtreckung enthält . Es finden demnach auf die Zwangs⸗



hypothek in erſter Reihe die Vorſchriften über die Zwangs⸗

vollſtreckung Anwendung .

1) Zunächſt iſt demnach für die Eintragung der

Zwangshypothek erforderlich , daß ein zur Zwangsvollſtreck⸗

ung geeigneter Schuldtitel ( Vollſtreckungstitel ) vorliegt .

Als ſolche kommen in bürgerlichen Rechtsſachen haupt⸗

ſächlich in Betracht :
a . Urteile der Gerichte des deutſchen Reichs . § 704

b . Urteile nicht deutſcher Gerichte und Schiedsſprüche ,

wenn die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung durch Voll⸗

ſtreckungsurteil eines deutſchen Gerichts ausgeſprochen iſt .

§ 722 C. ⸗P. ⸗O.
c. Vergleiche , welche nach Erhebung der Klage

zwiſchen den Parteien oder zwiſchen einer Partei und einem

Dritten zur Beilegung des Rechtsſtreits ſeinem ganzen Um⸗

fange nach oder inbetreff eines Teiles des Streitgegenſtandes

vor einem deutſchen Gericht abgeſchloſſen ſind ſowie die bei

einem Sühneverſuch nach § 510 C. ⸗P. ⸗O. vor einem

deutſchen Amtsgerichte abgeſchloſſenen Vergleiche .

d4d. Entſcheidungen deutſcher Gerichte , welche mit dem

Rechtsmittel der einfachen oder ſofortigen Beſchwerde an⸗

fechtbar ſind , insbeſondere Koſtenfeſtſetzungsbe⸗

ſchlüſſe .
e. Urkunden , welche von einem deutſchen Gerichte

oder von einem deutſchen Notar innerhalb der Grenzen

ſeiner Amtsbefugniſſe in der vorgeſchriebenen Form auf⸗

genommen ſind , ſofern die Urkunde über einen Anſpruch

errichtet iſt , welcher die Zahlung einer beſtimmten Geld⸗

ſumme zum Gegenſtande hat und der Schuldner ſich in der

Urkunde der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen

hat . ( Vollſtreckbare Urkunden . ) § 794 C. ⸗P. ⸗O

Dagegen findet die Eintragung einer Zwangshypothek '

nicht ſtatt auf Grund eines Vollſtreckungsbefehls

§ 866 Abſ. 3 C. ⸗P. ⸗O.

Neu iſt für uns in Baden , daß die Zwangshypothek

auch auf Grund anderer Vollſtreckungstitel als der Urteile

ſtattfindet , namentlich alſo auch auf Grund gerichtlicher

Vergleiche und vollſtreckbarer Urkunden .

Es ſei beſonders hervorgehoben , daß zur Eintragung
der Zwangshypothek ſchon ein für vorläufig vollſtreckbar
erklärtes Urteil genügt .

2) Weiter erforderlich zur Eintragung der Zwangs⸗

hypothek iſt eine Ausfertigung des Schuldtitels , welche mit

der Vollſtreckungsklauſel verſehen iſt . Eine ſolche Aus⸗

fertigung wird vollſtreckbare Ausfertigung genannt .

Die Vollſtreckungsklauſel lautet :

„Vorſtehende Ausfertigung wird dem u. ſ. w.

( Bezeichnung des Gläubigers ) zum Zwecke der Zwangs⸗

vollſtreckung erteill . “

Die Vollſtreckungsklauſel wird in der Regel von dem

Gerichtsſchreiber , bei notariellen Urkunden von dem Notar

erteilt .

3) Ferner iſt die Zuſtellung des Schuldtitels an

den Gegner geboten . Hat der Schuldner einen Prozeßbe⸗

vollmächtigten , ſo muß die Zuſtellung an dieſen erfolgt ſein .

Dieſes Erfordernis iſt für uns ebenfalls neu gegen⸗

über dem bisherigen richterlichen Unterpfand .

Iſt nach dem Schuldtitel die Vollſtreckung von einer

dem Gläubiger obliegenden Sicherheitsleiſtung abhängig ,

iſt z. B . das Urteil nur gegen Sicherheitsleiſtung für vor⸗

läufig vollſtreckbar erklärt , ſo darf die Eintragung erſt er⸗

folgen , wenn der Gläubiger die Leiſtung der erforderlichen

Sicherheit durch eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte
Urkunde ( in der Regel Beſcheinigung einer Amtskaſſe über

die bewirkte Hinterlegung ) nachgewieſen hat und wenn

außerdem noch dieſe Urkunde zugeſtellt iſt . § 750 ff. C. ⸗P. ⸗O.

Auf Grund von Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen und von

vollſtreckbaren Urkunden ( oben Ziffer 1e ) darf die Ein⸗

tragung der Zwangsvollſtreckung nur erfolgen , wenn der

Schuldtitel mindeſtens einen Tag vorher zugeſtellt iſt . §
798 C. ⸗P. ⸗O.

4) Der Schuldtitel muß auf eine Geldforderung
lauten . Die Zwangshypothek darf aber nur für eine den

Betrag von 300 Mark überſteigende Forderung

eingetragen werden . Mehrere in einem Schuldtitel ent⸗

haltene Forderungen werden zuſammengerechnet —
Bei der Wertsberechnung bleiben Zinſen und Koſten , bei

Anſprüchen aus Wechſeln auch die Proviſion unberückſichtigt ,
wenn ſie als Nebenforderungen geltend gemacht werden .

§ 866 Abſ. 3 C. ⸗P. ⸗O.

Alſo auch hier wieder ein weſentlicher Unterſchied

zwiſchen Zwangshypothek und richterlichem Unterpfand .

Erforderlich zur Eintragung der Zwangshypothek ſind

alſo in erſter Reihe :
1. ein vollſtreckbarer Schuldtitel ,
2. eine vollſtreckbare Ausfertigung desſelben ,
3. die Zuſtellung des Schuldtitels ,
4. eine den Betrag von 300 Mark überſteigende

Forderung .

5) Liegen dieſe Vorausſetzungen vor , ſo ſtellt der

Gläubiger oder deſſen Prozeßbevollmächtigter (§S 81 C. ⸗PO. )
unter Vorlage der vollſtreckbaren Ausfertigung des Schuld⸗
titels und der Zuſtellungsurkunde bei dem Grundbuchamt
den Antrag auf Eintragung der Zwangshypothek . Für

den Antrag iſt keine beſondere Form vorgeſchrieben ; eine

Unterſchriftsbeglaubigung auf demſelben iſt alſo nicht er⸗

forderlich .
Von dem Gericht darf die Eintragung nicht angeordnet

werden .

In dem Antrage ſind die Grundſtücke , auf welche ,

ſowie der Geldbetrag der Forderung , für welche die Zwangs⸗

hypothek eingetragen werden ſoll , und wenn die Forderung

verzinslich iſt , der Zinsſatz ſowie der Anfangstermin der

Verzinſung genau anzugeben .
Ein Beiſpiel für einen ſolchen Antrag enthält das

amtliche Muſter 64 .
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Würde etwa die Eintragung der Zwangshypothek vom

Grundbuchamt vorgenommen werden , ohne daß die Zu⸗

ſtellung des Vollſtreckungstitels erfolgt iſt , ſo würde der

Gläubiger trotz der Eintragung keinen Schutz genießen ;
denn die Eintragung wäre wirkungslos .

6) Art der Eintragung . Die Zwangshypothek iſt
im Grundbuch zu bezeichnen als „ Sicherungshypothek auf
Grund Urteils “ oder „Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes “ ete .

7) Die Zwangshypothek kann nicht als Geſamt⸗

hypothek eingetragen werden .

Sollen mehrere Grundſtücke mit der Zwangshypothek

belaſtet werden , ſo iſt der Betrag der Forderung auf die

einzelnen Grundſtücke zu verteilen ; die Größe der Teile

beſtimmt der Gläubiger . § 867 Abſ . 2 C. ⸗P. ⸗O.

Auch hier wieder ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen

Zwangshypothek und richterlichem Unterpfand .

Der Antrag darf alſo nicht mehr dahin lauten , daß

„ das Urteil auf die ſämtlichen Grundſtücke des Schuldners “

eingetragen werde .

Lautet z. B . das Urteil auf eine Summe von 8850

Mk . 75 Pfg . nebſt 4 % Zinſen vom 16 . Oktober 1902 ,

ſo iſt z. B . in dem Antrag zu ſagen , daß der Betrag der

Forderung in der Weiſe auſ die einzelnen Grundſtücke ver⸗

teilt werde , daß

a) das Grundſtück Lagerb . ⸗Nr. 2118 für
7500 Mk . nebſt 4 / Zinſen daraus ,

b) das Grundſtück Lagerb . ⸗Nr. 523 für
1200 Mk . nebſt 4 % Zinſen ,

c) das Grundſtück Lagerb . ⸗Nr. 15a für
150 Mk . 75 Pfg . nebſt 4 Zinſen .

haften ſoll .
Bei der Verteilung der Forderung darf auf das einzelne

Grundſtück ein Betrag von weniger als 300 Mark einge⸗

tragen werden .

Alsdann werden drei Eintragungen gemacht , nämlich

je eine auf jedes der drei Grundſtücke für den zugeteilten

Betrag .
Amtliches Muſter 64 ſowie Muſter 9 dritte Abteilung

laufende Nummer 3 —5 .

Bei der Verteilung der Forderung auf die einzelnen

Grundſtücke wird der Gläubiger ſelbſtverſtändlich auf den

Wert der Grundſtücke ſowie auf die auf denſelben ruhenden

Laſten zu achten haben . Erleidet er nämlich bei der Zwangs⸗

verſteigerung bei dem einen Grundſtück einen Ausfall ,

während das andere der mit der Zwangshypothek belaſteten

Grundſtücke einen Ueberſchuß ergibt , ſo hat der Gläubiger

keineswegs auf Grund der Zwangshypothek ein Vorrecht

auf den Ueberſchuß .

8) Das mit der Zwangshypothek belaſtete Grundſtück

haftet kraft Geſetzes ( ohne daß es hierwegen einer beſonderen

Erwähnung in der Eintragung bedarf ) auch für die dem

Schuldner zur Laſt fallenden Koſten der Eintragung .

§ 867 Abſ. 2 C. ⸗P. ⸗O.

Bezüglich der weiteren Beſtimmungen über die Zwangs⸗

hypothek verweiſe ich auf die 8§8 539 —560 G. ⸗B . ⸗D . ⸗W.

§ 27 . Die Arreſthypothek .

Die Zwangshypothek findet nur auf Grund eines

vollſtreckbaren Titels ſtatt . Häufig ſuchen nun böswillige
Schuldner ihr Vermögen der drohenden Zwangsvoll⸗

ſtreckung zu entziehen , und der Gläubiger würde alsdann

das Nachſehen haben , wenn er zuwarten müßte , bis er

einen vollſtreckbaren Titel z. B . ein Urteil erwirkt hat .

In ſolchen Fällen kann dem Gläubiger durch einen

Arreſtbefehl geholfen werden . Der Arreſt findet nämlich

zur Sicherung der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche
oder unbewegliche Vermögen wegen einer Geldforderung
oder wegen eines Anſpruchs ſtatt , welcher in eine Geld⸗

forderung übergehen kann . § 916 C. ⸗P. ⸗O.

Der dingliche Arreſt (d. h. der Arreſt in das Ver⸗

mögen im Gegenſatz zum perſönlichen Sicherheitsarreſt )

findet ſtatt , wenn zu beſorgen iſt , daß ohne deſſen Ver⸗

hängung die Vollſtreckung des Urteils vereitelt oder weſent⸗

lich erſchwert werden würde . Als ein zureichender Arreſt⸗

grund iſt es insbeſondere anzuſehen , wenn das Urteil im

Auslande vollſtreckt werden müßte . § 917 C. ⸗P. ⸗O.

Zunächſt iſt von dem zuſtändigen Gericht lüder die

Zuſtändigkeit ſiehe §S 919 C. ⸗P. ⸗O. ) ein Arreſtbefehl zu

erlaſſen ; derſelbe muß ſodann vollzogen werden . Auf die

Vollziehung finden die Vorſchriften über die Zwangsvoll⸗

ſtreckung entſprechende Anwendung . § 928 C. ⸗P. ⸗O.
Er kann alſo vollzogen werden durch den Gerichts⸗

vollzieher , indem derſelbe bewegliche Sachen pfändet , oder

es kann auf Grund des Arreſtbefehls eine dem Schuldner

zuſtehende Forderung gepfändet werden .

Die Vollziehung des Arreſtbefehls in ein Grundſtück

erfolgt nun durch Eintragung einer Sicherungshypothek für
die Forderung . Dieſe Sicherungshypothek wird Arreſt⸗

hypothek genannt .
Der Arreſtbefehl vertritt den Vollſtreckungstitel .
Der Arreſtbefehl bedarf in der Regel nicht der

Vollſtreckungsklauſel .
Etwas verwickelt ſind die Beſtimmungen über die Zu

ſtellung und die Friſten für die Vollziehung des Arreſt⸗

befehls . Die Vollziehung des Arreſtbefehls (3. B . durch

Eintragung der Arreſthypothek ) iſt nämlich unſtatthaft , wenn

ſeit dem Tage , an welchem der Befehl verkündet , oder der

Partei , auf deren Geſuch derſelbe erging , zugeſtellt iſt ,

zwei Wochen verſtrichen ſind .
Die Vollziehung iſt vor der Zuſtellung des Arreſtbe⸗

fehls an den Schuldner zuläſſig . Sie iſt jedoch ohne Wirk⸗

ung , wenn die Zuſtellung nicht innerhalb einer Woche nach

der Vollziehung und vor Ablauf der für dieſe oben erwähnten

zweiwöchigen Friſt erfolgt . § 929 C. ⸗P. ⸗O.
Der Antrag auf Eintragung der Hypothek beim

Grundbuchamt gilt jedoch im Sinne dieſer oben erwähnten

Vorſchriften ſchon als Vollziehung des Arreſtbefehls .
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Die erwähnten Friſten ſind alſo ſchon gewahrt , wenn

nur innerhalb derſelben der Antrag auf Eintragung der

Arreſthypothek bei dem Grundbuchamt geſtellt iſt . § 932

Abſ . 3 C. P . O.
Ueber die Berechnung der Friſten ſiehe §S 188 B . ⸗G. ⸗B .

Schon im Hinblick auf dieſe verwickelten Beſtimmungen

empfiehlt es ſich, bei der erforderlichen Eintragung einer

Arreſthypothek ſachkundigen Rat einzuholen .

Die Eintragung der Arreſthyypothek erfolgt nun nicht

etwa auf Veranlaſſung des Gerichts , welches den Arreſt⸗

befehl erlaſſen hat , ſondern nur auf Antrag des

Gläubigers oder deſſen Prozeßbevollmächtigten .

Mit dem Antrag iſt dem Grundbuchamt eine Aus⸗

fertigung des Arreſtbefehls vorzulegen .

Die Arreſthypothek iſt im Grundbuch als „ Sicher⸗

ungshypothek zum Höchſtbetrage von

auf Grund Arreſtbefehls “ zu bezeichnen .

In dem Arreſtbefehl iſt nämlich ein Geldbetrag feſtzu⸗

ſtellen , durch deſſen Hinterlegung die Vollziehung des

Arreſtes gehemmt und der Schuldner zu dem Antrag auf

Aufhebung des vollzogenen Arreſtes berechtigt wird . § 923

C. ⸗P. O. Als Höchſtbetrag für welchen das Grundſtück

haftet , iſt nun dieſer in dem Arreſtbefehl angegebene Betrag

einzutragen .

Zuläſſig iſt die Arreſthypothek auch für eine Summe

unter 300 Mk . ( im Gegenſatz zur Zwangshypothek ) .

Dagegen kann auch die Arreſthypothek nicht als Geſamt⸗

hypothek eingetragen werden , ſondern es iſt vielmehr

wie bei der Zwangshypothek , wenn mehrere Grundſtücke

belaſtet werden ſollen , der Geldbetrag auf die einzelnen

Grundſtücke zu verteilen .

Das belaſtete Grundſtück haftet kraft Geſetzes für die

Koſten der Eintragung .

Bezüglich der weiteren Beſtimmungen über Arreſt und

Arreſthypothek verweiſe ich auf die 88 916934 C. ⸗P. ⸗O.

ſowie §8 574 , 575 G. ⸗B. ⸗D. ⸗W.

Ein Beiſpiel für die Eintragung einer Arreſthypothek

iſt enthalten im amtlichen Muſter 10 Abteilung III Nr . 5.

§ 28 . Vorzugsrechte nach dem Zwangs⸗

verſteigerungsgeſetz .

Nach dem Zwangsverſteigerungsgeſetz werden gewiſſe

Forderungen , ohne daß für dieſelben ein Pfandrecht einge⸗

tragen iſt oder eingetragen zu werden braucht , aus dem

Grundſtück d. h. ( in der Regel ) aus dem Erlöſe des ver⸗

ſteigerten Grundſtücks befriedigt . Ja ſie genießen ſogar

ein Vorrecht vor allen eingetragenen Rechten , insbeſondere

alſo vor den Pfandrechten . Ein jeder , der ſich eine Hypo⸗

thek an einem Grundſtück beſtellen oder abtreten läßt , muß

von vornherein damit rechnen , daß ihm die fraglichen Forder⸗

ungen bei einer Zwangsverſteigerung unter allen Umſtänden

vorgehen .

Dieſe Forderungen ſind aufgezählt in § 10 Ziffer 1

bis 3 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes . In der Praxis
werden in der Regel nur die in § 10 Ziffer 2 und 3 auf⸗

gezählten Anſprüche in Betracht kommen . Danach ſind ( nach

dem ſogen . Zwangsverwaltungsaufwand § 10 Ziffer 1)

zunächſt zu befriedigen :

a) bei einem land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Grund⸗

ſtücke die Anſprüche der zur Bewirſchaftung des Grundſtücks S
oder zum Betrieb eines mit dem Grundſtücke verbundenen

land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Nebengewerbes angenommenen ,

in einem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe ſtehenden Per⸗

ſonen , insbeſondere des Geſindes , der Wirtſchafts⸗ und

Forſtbeamten , auf Lohn , Koſtgeld und andere Bezüge wegen

der laufenden und der aus dem letzten Jahre rück⸗

ſtändigen Beträge (§ 10 Ziffer 2) ; ſodann b) die Anſprüche

auf Entrichtung der öffentlichen Laſten des Grund⸗

ſtücks wegen der laufenden und der aus den letzten

zwei Jahren rückſtändigen Beträge ( § 10 Ziffer 3) .

Welche Laſten unter den öffentlichen Laſten im Sinne

dieſer Geſetzesvorſchrift zu verſtehen ſind , beſagt §S 3 des
bad . Ausführungsgeſetzes zum Zwangsverſteigerungsgeſetz .

Danach ſind öffentliche Laſten : %/ 2

1. Die ſtaatliche Wee nebſt der

Beförſterungsſteuer ,
2. die Gemeindeumlagen auf

G 2 ufer⸗

ſteuel Leldit bichn,

3. die für örtlick

dürfniſſe auf diarRR

legten kirchlichen Steuern ,

4. die Verſicherungsbeiträge der Staatsanſtalt zur

Feuerverſicherung der Gebäude ,

5. die den Waſſergenoſſenſchaften zuſtehenden Beiträge

für die Unterhaltung und den Betrieb der genoſſenſchaft⸗

lichen Anlagen und Einrichtungen nach den Vorſchriften

des Waſſergeſetzes .
Dieſe öffentlichen Laſten ſtehen unter ſich

im Range gleich .

§ 29 . Die Grundſchuld .

Das Weſen der Grundſchuld wurde bereits im § 3

erörtert .

Die Grundſchuld iſt losgelöſt von einer perſönlichen

Forderung , eine ſolche kommt jedenfalls bei der Eintragung
ins Grundbuch nicht zur Erſcheinung . Es fehlt alſo an

einem perſönlichen Schuldner . Derjenige welcher die Grund⸗
ſchuld erwirbt , kann ſich lediglich an das Grundſtück halten .
Er kann dasſelbe verſteigern laſſen , wenn der Grundſtücks⸗

eigentümer nicht vorzieht , freiwillig zu zahlen .

Die Grundſchuld iſt entweder Briefgrundſchuld
oder Buchgrundſchuld , je nachdem ein Grundſchuld⸗

brief erteilt iſt oder nicht . Es kann alſo auch bei der

Grundſchuld die Erteilung eines Briefes ausgeſchloſſen

werden.
ö

umge⸗

EE.......
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Weil die Grundſchuld keine perſönliche Forderung

vorausſetzt , kann dieſelbe im Gegenſatz zur Hypothek , von

vornherein für den Eigentümer beſtellt werden als Eigen⸗

tümergrundſchuld . Der Eigentümer kann als⸗

dann dieſelbe nach Bedarf verwerten . Er kann z. B . um

Geld zu bekommen , die Eigentümergrundſchuld abtreten

oder er kann auf dieſelbe auch in der Weiſe Geld aufnehmen ,

daß er ſie zu Gunſten einer Forderung z. B . einer Dar⸗

lehensforderung in eine Hypothek ( Briefhypothek oder Buch⸗

hypothek oder Sicherungshypothek , je nach Verlangen des

Gläubigers ) umwandelt .

Auf die Grundſchuld finden die Vorſchriften über die

Hypothek entſprechende Anwendung , ſoweit ſich nicht daraus

ein anderes ergibt , daß die Grundſchuld nicht eine Forder⸗

ung vorausſetzt . § 1192 B. ⸗G. ⸗B . Deshalb geht alſo

insbeſondere die Grundſchuld durch Zahlung ihres Geld —

betrages , durch Vereinigung des Gläubigerrechts mit dem

Eigentum (ſiehe oben § 15) , durch Verzicht des Berechtigten

nicht unter , ſondern geht auf den Eigentümer über . § 514

Die Haftung des Grundſtücks für die Grundſchuld

kann durch Eintragung auch auf die Zinſen erſtreckt werden .

Ueber den Zahlungsort und die Kündigung

des Grundſchuldkapitals können die Beteiligten zunächſt be⸗

ſondere Beſtimmungen treffen . Das Kündigungsrecht

des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks darf jedoch

weder ganz , noch auch nur auf länger als 10 Jahre aus⸗

geſchloſſen werden . A. ⸗G. z. B. ⸗G. ⸗B . Art . 27 .

Unterbleibt eine Vereinbarung , ſo gilt als Zahlungs —

ort der Sitz des Grundbuchamts und wenn auch über die

Kündigung des Grundſchuldkapitals nichts vereinbart iſt ,

ſo kann ſowohl der Eigentümer als auch der Gläubiger die
Grundſchuld kündigen . Die Kündigungsfriſt beträgt für

beide ſechs Monate .

§ 30 . Die Renutenſchuld .

Noch weniger als die Grundſchuld wird ſich voraus⸗

ſichtlich bei uns in Baden die Rentenſchuld einbürgern .

Die Rentenſchuld iſt eine Unterart der Grundſchuld

mit der Beſonderheit , daß der Berechtigte nicht die ein⸗

malige Zahlung einer feſten Summe , ſondern nur eine

in regelmäßig wiederkehrenden Terminen zahlbare Rente

aus dem Grundſtück verlangen kann . § 454 Ziffer 4

G. ⸗B. ⸗D. ⸗W. Auch hier kommt wie bei der Grundſchuld

eine perſönliche Forderung im Grundbuch nicht zum Aus⸗

druck . Für die fälligen Renten haftet nach dem Grundbuch

nur das belaſtete Grundſtück .

Dem Eigentümer eines Grundſtücks iſt alſo durch

dieſe Form der Belaſtung die Möglichkeit geboten , eine

Geldſumme auf das Grundſtück in der Weiſe aufzunehmen ,

daß nicht die Rückzahlung des Kapitals ,

ſondern nur wiederkehrende Leiſtungen von

ihm verlangt werden . Die Rente wird ſo zu berechnen
ſein , daß der Eigentümer deren Entnahme aus den Er⸗

trägniſſen des Grundſtücks regelmäßig erwarten darf . 8§
516 Ziffer 1 G. ⸗B . ⸗D . ⸗W. ( Nicht zu verwechſeln iſt die

Rentenſchuld mit dem Annuitäten⸗Darlehen ) .

Auf die Rentenſchuld finden im Allgemeinen die Vor⸗

ſchriften über die Grundſchuld Anwendung . Doch gelten

für die Rentenſchuld noch einige beſondere Vorſchriften .

Bei der Beſtellung der Rentenſchuld muß der Betrag

beſtimmt werden , durch deſſen Zahlung die Rentenſchuld

abgelöſt werden kann . § 1199 B . G . B .

Auf die Ablöſungsſumme finden die für ein

Grundſchuldkapital geltenden Vorſchriften Anwendung .

Durch die Zahlung der Ablöſungsſumme erwirbt alſo der

Eigentümer des Grundſtücks die Rentenſchuld . § 1200

Das Recht zur Ablöſung ſteht nur dem Eigen⸗

tümer des Grundſtücks zu . Dem Gläubiger kann

das Recht , die Ablöſung zu verlangen , nicht eingeräumt

werden . § 1201 B. ⸗G. ⸗B .

Die Ausübung des Ablöſungsrechtes ſeitens des Eigen⸗

tümers iſt durch vorgängige Kündigung bedingt . Ueber

die Kündigungsfriſt können die Beteiligten beſondere

Vereinbarung treffen . Wird nichts vereinbart , ſo beträgt

die Kündigungsfriſt ſechs Monate . Unzuläſſig iſt da⸗

gegen eine Vereinbarung des Inhalts , daß der Eigentümer

die Ablöſungsſumme überhaupt nicht kündigen dürfe .

Auch eine Beſchränkung des Kündigungs⸗

rechts des Grundſtückseigentümers iſt nur inſoweit zuläſſig ,

daß der Eigentümer nach Ablauf von 10 Jahren nach Be⸗

ſtellung der Rentenſchuld jederzeit unter Einhaltung der

ſechsmonatigen Friſt kündigen kann.

§ 1202 B. ⸗G. ⸗B . und Art . 27 Abſ. 4 A. ⸗G. z.

B. ⸗G. ⸗B . Art . 27 enthält eine Reduzierung der in § 1202

Abſ. 2 B. ⸗G. ⸗B . beſtimmten Friſt und zwar auf Grund

des §S 1172 A. ⸗G. z. B . ⸗G B. )

Eine Rentenſchuld kann in eine Grundſchuld oder in

eine Hypothek umgewandelt werden .

Schluß . “ )

3) Der Herr Verfaſſer des vorſtehenden Artikels hat ſich bereit erklärt , etwaige Anfragen aus dem Gebiete des Hypothekenrechts in

unſerer Zeitſchrift zu beantworten , ſofern die Anfragen von allgemeinem Intereſſe ſind .

Anlaß zu Fragen wird insbeſondere der Umſtand bieten , daß der Herr Verfaſſer im Hinblick auf den Zweck unſerer Zeitſchrift in

fragen ( in beſonderen Artikeln ) beantwortet werden .

Die Anfragen ſind an die Schriftleitung zu richten .

ſeiner Ueberſicht über das Grundſtückspfandrecht zunächſt auf Einzelnes nicht eingehen konnte . Einzelheiten ſollen vielmehr nur auf An⸗

Die Schriftleitung .



Die Invalidenbersicherung der unständigen

Arbeiter betr .

Wir möchten neuerdings ergebenſt erſuchen , den

Vollzug des §S 16 der Verordnung vom 28 . November

1899 , Geſetzes - und Verordnungsblatt Seite 622 bezug⸗
lich der Invalidenverſicherung der unſtändigen Arbeiter

mit allem Nachdruck zum Vollzuge zu bringen .
1. Man darf wohl annehmen , daß heute kein Zweifel

mehr darüber beſteht , wer als unſtändiger Arbeiter an⸗

zuſehen iſt . Es handelt ſich um die Lohnarbeiter , welche
nicht zu einem beſtimmten Arbeitgeber in einem regel⸗
mäßigen Arbeitsverhältnis ſtehen , vielmehr an wechſelnden
Arbeitsſtätten bald hier , bald dort in unſelbſtändiger

Stellung berufsmäßig Beſchäftigung zu nehmen pflegen ;
z. B Taglöhner , Stornäherinnen , Wäſcherinnen und dergl —
Wir müſſen aber auch heute wieder darauf hinweiſen ,

daß noch vielfach Kleinakkordanten im Wald und Feld ,

auf Straßen und dergl als Unternehmer behandelt
werden , während ſie in der That nur Arbeiter und wenn

ſie im Einverſtändnis mit dem Arbeitgeber andere Per

ſonen zum Arbeitsvollzug heranziehen müſſen oder können ,

nur Vorarbeiter , in beiden Fällen aber verſicherungs⸗
pflichtig ſind .

Mit dem 1. Januar 1900 iſt bekanntlich ein weiterer

Kreis von unſtändig beſchäftigten Perſonen als verſicher —
ungspflichtig erklärt worden : es ſind dies Lehrer und

Lehrerinnen , die aus Stundengeben bei wechſelnden Auf⸗

traggebern ein Gewerbe machen ( Muſiklehrer , Sprach⸗

lehrer u ſ. w) . Die Verſicherungspflicht beſteht , wenn

die Verſicherten den Unterricht bei ſich zu Haus , oder in

den Wohnungen der Schüler erteilen Derjenige , welcher
die Leiſtungen für ſich oder für ſeine Angehörigen in

Anſpruch nimmt , gilt als Arbeitgeber , das Honorar gilt
als Gehalt . Es iſt ſelbſtverſtändlich , daß die Kontrolle

bezüglich dieſer Verſicherten überall mit rückſichtsvoller
Schonung ausgeübt werden muß .

2. Die Ortspolizeibehörde ( Bezirksamt , Bürgermeiſter )

hat jährlich im Dezember ein Verzeichnis aller unſtändigen
Arbeiter aufzuſtellen .

Die pflichtigen Lohnarbeiter ſind überall den Orts —

p lizeibehörden bekannt oder können doch leicht ermittelt

werden .

Es kann zwar eine Aufforderung an die pflichtigen
Arbeiter , ſich bei Vermeiden von Geldſtrafen bis zu 20

Mk anzumelden , erlaſſen werden , allein die Ortspolizei⸗
behörde hat daneben alle anderen Mittel anzuwenden ,
um die Pflichtigen ausfindig zu machen und geeigneten⸗
falls gegen Unterlaſſung der Meldung ſtrafend einzu⸗
ſchreiten . (Ziffer 1 des § 16 der V. ⸗O. )

Um dieſes Verzeichnis auch für die regelmäßige
Kontrolle nutzbar zu machen , haben wir ein Formular

für ein ſolches Verzeichnis entworfen Wir haben ſ. Zt .
jedem Bürgermeiſteramt je einen als Muſter ausgefüllten

Bogen zuſtellen laſſen ; die Impreſſen können von der

Druckerei Kölble in Karlsruhe , Akademieſtraße 15, bezogen
werden , es iſt aber jeder Buchdruckereibeſitzer zum Nach⸗
druck befugt

3. Die unſtändigen Arbeiter ſind alljährlich bei der

Aufſtellung des Verzeichniſſes zu befragen ,

a ob ſie Quittungskarten beſitzen und ob die Quit⸗

tungskarten giltig ſind ( Bevor zwei Jahre vom Aus⸗

ſtellungstag einer Karte verfloſſen ſind , muß jede Karte

umgetauſcht oder erneuert werden , ſonſt wird ſie ungiltig
und bedarf dann der Giltigkeitserklärung der Verſicher —

ungsanſtalt ) ;
b. ob ſie die Marken in die Quittungskarten ſelbſt

einkleben wollen oder ob die Einzugsſtellen die Beiträge

von den Arbeitgebern erheben und die Marken kleben

ſollen .

4. Die unſtändigen Arbeiter , welche verlangen , daß

die Einzugsſtellen die Beiträge von den Arbeitgebern er⸗

heben und die Marken einkleben ſollen , ſind von der

Ortspolizeibehörde den zuſtändigen Einzugsſtellen ( Orts⸗

und Innungskrankenkaſſen oder Gemeindekrankenverſicher⸗

ungen ) namhaft zu machen und durch Geldſtrafen bis

zu 10 Mark anzuhalten , die Quittungskarten den Ein⸗

zugsſtellen vorzulegen . ( § 17 der V⸗O )

Die Einzugsſtellen haben die Quittungskarten der

betreffenden Perſonen zu Handen zu nehmen und bei

jedem regelmäßigen Beitragseinzug zu ermitteln , in

welchen Kalenderwochen und bei welchem Arbeitgeber

jeder namhaft gemachte Arbeiter beſchäftigt war .

Wenn die Einzugsſtellen bei ihren Ermittlungen auf

Schwierigkeiten ſtoßen , ſo können ſie die Hilfe der Bürger⸗

meiſter in Anſpruch nehmen . Der Bürgermeiſter hat
dann die Verſicherten unter Androhen einer Geldſtrafe

bis zu 10 Mk . zur Erteilung von Auskunft über Ort

und Dauer der Beſchäftigung anzuhalten .

Sind die Arbeitsverhältniſſe ermittelt , ſo ſind die

Beiträge von den pflichtigen Arbeitgebern zu erheben

und die Marken zu kleben . Soweit jedoch anläßlich der

gemachten Ermittelungen die Verſicherten die Beiträge

ſelbſt bezahlen , iſt der Arbeitgeber nicht weiter zu be⸗

treiben . iffer 3 —5 des genannten §S » 6 der V. ⸗O. )

5. Bezüglich der unſtändigen Arbeiter , welche die

Marken ſelbſt einkleben wollen , haben die Ortspolizei⸗

behörden ( Bezirksämter , Bürgermeiſter ) mindeſtens viertel⸗

jährlich Kontrolle zu üben . Zu dieſem Zweck iſt ihnen
die Befugnis gegeben , die Quittungskarten durch ihre

Organe einſehen zu laſſen und ſie ſind verpflichtet , dieſe

Befugnis überall , wo es nötig iſt , auch wirklich auszu⸗

üben Bei ungenügender Markenklebung ſind durch die

Ortspolizeibehörden ( Bezirksämter , Bürgermeiſter ) die

Arbeitgeber , nötigenfalls unter Androhung und Verhäng —

ung von Geldſtrafen ( Bürgermeiſter bis zu 10 Mk ) zu

ermitteln , womöglich deren Beiträge zu erheben und die
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Marken in die Karten einzukleben oder hierwegen die

Einzugsſtelle zu verſtändigen ( Ziffer 6 des genannten

§ 16 der V. ⸗O. )

Der unſtändige Arbeiter , welcher die Marken ſelbſt

eingeklebt hat , iſt befugt , die Hälfte des Beitrags von

dem pflichtigen Arbeitgeber zu erheben , der Arbeitgeber

iſt jedoch zur Zahlung nur verpflichtet , wenn die Marke

vorſchriftsmäßig entwertet iſt ( § 144 des Geſetzes . )

Hat der Arbeiter die Hälfte des Beitrages von dem

Arbeitgeber erhalten , aber unterlaſſen , die Marken einzu⸗

kleben , ſo iſt er mit Geldſtrafe bis zu 300 Mk oder

mit Haft zu beſtrafen . ( § 181 Ziffer 3 des Geſetzes )

6. Wenn die Beiträge von den Arbeitgebern einge⸗

zogen werden müſſen , ſo iſt in erſter Reihe derjenige

Arbeitgeber zahlungspflichtig , welcher in einer Kalender —

woche zuerſt verſicherungspflichtig beſchäftigt hat Iſt

dies nicht feſtzuſtellen , oder iſt der Beitrag von dem

erſten Arbeitgeber nicht beizubringen , ſo kann jeder
andere Arbeitgeber der fraglichen Woche für den Bei —

trag in Anſpruch genommen werden ( § 140 Abſ . 2

des Geſetzes und §S 3 der Rechnungsanleitung vom 6.

Dezember 1899 )

Die Einzugsſtelle bezw . der Bürgermeiſter des

Wohnortes der Verſicherten hit insbeſondere auch die

Beiträge von denjenigen Arbeitgebern beizubringen , welche
in anderen Gemeinden wohnen und in anderen Gemeinden

beſchäftigt haben

Für den Vollzug des Einzuges iſt zu beachten , daß

die Arbeitgeber nunmehr bei Vermeiden von Ordnungs —

ſtrafen bis zu 300 Mk verpflichtet ſind , die Beiträge

rechtzeitig an die Einzugsſtellen abzuführen ( § 176 des

Geſetzes ) Die Arbeitgeber aber , welche den Arbeitern

Lohnabzüge machen , die Beiträge aber nicht entrichten ,

ſind mit Geldſtrafe bis zu 300 Mk oder mit Haft zu

beſtrafen . § 182 des Geſetzes . )

( Landesverſicherungsanſtalt Baden , den 9. Dezember ,

1901 , Nr . 9883

Die Auszahlung der Invaliden⸗ und

Altersrenten betr .

Die Kaiſerliche Reichspoſt hat für die Landpoſtbezirke

folgende Erleichterungen in Bezug auf die Rentenaus⸗

zahlung zugelaſſen :

J. Einmalige Zahlungen von Renten und Beitrags⸗

erſtattungen werden die Rentenberechtigten in den Land⸗

beſtellbezirken durch die Landbriefträger frei von Beſtell⸗

gebühren erhalten Wir werden bei der Beſcheidserteilung
oder der Mitteilung der Anweiſung die Berechtigten je —

weils von der bevorſtehenden Auszahlung durch den

Landbriefträger benachrichtigen und zugleich auffordern ,

die Quittung ausgefüllt bereit zu halten Eine Be⸗

glaubigung der Quittung durch den Bürgermeiſter iſt in

ſolchem Fall nicht erforderlich .

2. Auch werden die Berechtigten fortlaufende Alters⸗ ,

Invaliden⸗ und Krankenrenten im Landbeſtellbezirk durch

die Landbriefträger zugeſtellt erhalten , wenn ſie durch
eine Beſcheinigung des Bürgermeiſters nachweiſen , daß

ſie zur Abhebung der Beträge bei der Poſtanſtalt un⸗

fähig ſind und die Beträge auch durch Familienangehörige
nicht abholen laſſen können . Der Grund der Unfähigkeit
muß in der bürgermeiſteramtlichen Beſcheinigung genau

angegeben werden ; es werden insbeſondere in Betracht

kommen können Alter , Krankheit oder andere Gebrechen ,

ausnahmsweiſe in beſonders gearteten Fällen auch andere

Gründe , z B. Wartung und Fflege dritter Perſonen .

Der Berechtigte hat den bürgermeiſteramtlichen Nachweis

ſchriftlich oder mündlich bei der zuſtändigen Poſtanſtalt

vorzulegen und um die Auszahlung durch den Landbrief —

träger nachzuſuchen Wird dem Geſuch entſprochen , ſo

hat der Berechtigte die Quittung bereit zu halten . Die

Quittung muß in dieſem Falle vom Bürgermeiſter be⸗

glaubigt ſein .

Wir bitten Großherzogliches Bezirksamt , den Bürger⸗

meiſterämtern der Landbeſtellbezirke hierüber entſprechende

Weiſung zu geben und dieſelben aufzufordern , die Renten⸗

empfänger im Sinne der Ziffer 2 oben in den geeigneten

Fällen beſonders zu belehren —
( Landesverſicherungsanſtalt Baden , den 18 . Februar

1902 , Nr . 657 . )

Ueber die Berechnung der Anzeigegebühren .

Anfrage .

Einſender dieſes hat bisher die Anſicht vertreten ,

daß die nach §S 2 der Verordnung vom 17 November

1894 zu berechnende Anzeigegebühr für jede auf die An⸗

zeige erkannte Geldſtrafe zu gewähren ſei , einerlei , ob

die Anzeige einzelhn oder in einer Collektivanzeige er⸗

folgt iſt Darnach wären , wenn z. B auf Grund einer

Collektivanzeige 12 Perſonen wegen Ueberſitzens mit je

1. Mark beſtraft würden und dieſe Strafen eingingen ,
die Anzeigegebühr mit 12 Mark anzuweiſen , während nur

7 . 50 Mk . zu zahlen wären , wenn 9 Strafbeträge ſich als

unbeibringlich erwieſen . Die Richtigkeit dieſer Anſicht
wird beſtritten und geltend gemacht , daß hier nur eine

Anzeige vorliege und die Anzeigegebühr /10 aus 12 Mk .

3. 60 Mk betrage Im Fall der Unbeibringlichkeit der

geſamten Geldſtrafe von 12 Mk , d h. alſo , wenn von

keinem der 12 Angezeigten eine Geldſtrafe eingezogen

werden könne , betrage die an den Anzeiger auszuzahlende

Gebühr nicht 2 * 50 Pfg . 6 Mk ſondern nur 50 Pfg

Sei die Geldſtrafe nur eines oder mehrerer Beteiligter

unbeibringlich , ſo verbleibe es bei der Auszahlung der

/10 von der ganzen Strafe .

Mit dieſer Anſicht kann ich mich nicht befreunden .

Bei 11 unbeibringlichen Strafbeträgen würde in dieſem
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Falle die Anzeigegebühr 3 . 60 Mk , bei 12 aber nur 50

Pfg betragen .

Welche Behandlungsweiſe iſt nun die richtige ?

Antwort ?

Die Anzeigegebühr iſt nicht nach der Geſamtſumme

der Strafe eines Uebertretungsfalls , ſondern nach der

Geldſtrafe , die jedem einzelnen Uebertreter angeſetzt wird ,

zu berechnen ; ein Zuſammmenzählen der Strafbeträge

einer Anzeige behufs der Bemeſſung der Anzeigegebühren

hat ſomit nicht ſtattzufinden . E . Msr .

Sparkassenwesen .

Der Verwaltungsrat einer Sparkaſſe beſchloß die

Bemalung der Faſſade des Verwaltungsgebäudes mit

Bildern aus der Geſchichte der Stadt . Der Koſtenauf⸗

wand iſt auf rund 16 ) Mk . berechnet . Das Bezirksamt

war im Zweifel , ob der Verwaltungsrat von ſich aus

zur Anordnung dieſer , zur Unterhaltung des Gebäudes

nicht notwendigen Arbeiten berechtigt oder ob die Zu —

ſtimmung des Verbandsausſchuſſes und Staatsgenehmig⸗

ung erforderlich ſei . Auf eine Anfrage hat das Großh
Miniſterium des Innern entſchieden , daß die Koſten für

Herſtellung des Verputzes an Verwaltungsgebäuden der

Sparkaſſen zu dem Verwaltungsaufwand gehören , auch
wenn durch eine etwaige Bemalung über das Maaß des

unbedingt Notwendigen hinausgegangen würde Zu⸗

ſtimmung des Verbandsausſchuſſes und Staatsgenehmig⸗

ung iſt alſo in dieſem Falle nicht erforderlich .

Giroverkehr der Sparkaſſen
mit der Reichsbank betr .

Die Sparkaſſe S . iſt mit der daſelbſt ſeit 1900 er⸗

richteten Reichsbanknebenſtelle in Giroverkehr getreten

und hat den am Schluß des Rechnungsjahres bei letzterer

noch hinterlegten Betrag , welcher vom Rechner im Uebrigen

als Kaſſenvorrat behandelt wurde , in der Rechnung unter

§ 13 lit . g vorgetragen .

Anläßlich der Rechnungsabhör hat der Kaſſier erklärt ,

er halte in Uebereinſtimmung mit dem Verwaltungsrat

dieſen unverzinslichen Giroverkehr mit der Reichs⸗

banknebenſtelle nicht als Kapitalanlage im Sinne des 8

14 Abſ 3 des Sparkaſſengeſetzes , ſondern betrachte den⸗

ſelben lediglich als vorübergehende Hinterlegung des

andernfalls in ſeiner Kaſſe zur Verfügung zu haltenden

Kaſſenvorrates ; er beabſichtige daher , künftig den am

Schluß des Rechnungsjahres noch hinterlegten Betrag in

der Rechnung unter §1 vorzutragen .

Das Großh . Miniſterium des Innern , welchem das

Amt den Sachverhalt vorgetragenen hat , hat zu erkennen

gegeben :
„ Der zur Gewährung des Giro - Kontos bei der

Reichsbank zu hinterlegende Betrag bildet eine

Kapitalanlage im Sinne des § 14 Abſ. 3 des Spar⸗

kaſſen⸗Geſetzes .
Wenn daher die Sparkaſſe dieſen Giro - Verkehr

beibehalten will , wäre um die erforderliche ſtaatliche

Genehmigung zu der betreffenden Kapitalanlage

nachzuſuchen .
Als Kaſſenvorrat kann der am Jahresſchluß

noch hinterlegte Betrag keinenfalls behandelt werden “

Briefkasten .

Hr . S . in B. Die bei der erſtmaligen Einlage zu entrichtende

Gebühr für das Sparkaſſenbüchlein ſchwankt bei den einzelnen Spar⸗

kaſſen zwiſchen 20 —100 Pfennig . Bei vielen Sparkaſſen wird eine

ſolche Gebühr überhaupt nicht erhoben , da nicht viel dabei heraus⸗

kommt und bei dem ſchon durch den Inhalt der Statuten garantierten

vorſichtigen Gebrauch die Ausſtellung eines weiteren Büchleins zu

den Seltenheiten gehört . Die Erhebung einer den Anſchaffungspreis

überſteigenden Gebühr hat auch inſofern ſeine Schattenſeiten , als die

Einleger bei Rückerhebung ihrer Einlagen 1 —2 Mark ſtehen laſſen ,

um bei weiteren Einlagen der Entrichtung dieſer Gebühr enthoben

zu ſein . Die Sparkaſſe erhält dabei eine ganz erhebliche Anzahl

Conten mit ganz minimalen Beträgen , die alljährlich durch Zinſen⸗

berechnungen , Uebertragung in die Zuſammenſtellung ete . recht viel

Arbeit verurſachen . Dieſe Thatſache gab der Sparkaſſe S . nach

Genehmigung der neuen Satzungen Anlaß , die Beſitzer ſolcher Conten

auf die in den Satzungen beſtimmte unentgeltliche Ausſtellung von

Sparkaſſenbüchlein aufmerkſam zu machen und ihnen anheim zu

geben , die lediglich aus oben bezeichnetem Grunde bei der Sparkaſſe

belaſſenen Einlagen gelegentlich rückzuerheben .

ν Anzeige . ⸗
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